
 

Kreistagsfraktion 
Valkenburger Straße 45 

52525 Heinsberg 
Tel. 02452/131730 
Fax 02452/131735 

 

Gruene-Fraktion@Kreis-Heinsberg.de 

 
 
 

 
 
 
Herrn Landrat 
Stephan Pusch 
 
im Hause 
 

Fraktionen im Kreistag z. K. 
 
 
20. Febr. 2015 
 
 
Antrag nach § 5 GeschO zur Beratung in der nächsten Kreistagssitzung 
Resolution des Kreistages zu TTIP 
 
 
Sehr geehrter Herr Pusch, 
 
für die Kreistagssitzung am 12. 3. 15  beantragen wir den Tagesordnungspunkt „Resolution zu TTIP 
(Internationales Handels- und Dienstleistungsabkommen) 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag Heinsberg beschließt die Annahme der „Resolution des Kreises Heinsberg zum 
internationalen Handels- und Dienstleistungsabkommen“ und unterstützt damit das gemeinsame 
Positionspapier des Deutschen Städtetages, des Deutschen Landkreistages, des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes und des Verbandes Kommunaler Unternehmen. 
 
Resolution des Kreises Heinsberg 
 
Aus kommunaler Perspektive bieten Freihandelsabkommen einerseits  Chancen, mit der 
Verhandlungsmacht eines geeinten Europas europäische Interessen, Spielregeln, Werte und Standards 
im globalen Kontext durchzusetzen und zu exportieren. Andererseits zeigen die Erfahrungen anderer 
Freihandelsabkommen, dass diese Spielraum schaffen können für die Aushöhlung der unabhängigen 
Daseinsvorsorge, die durch die Kommunen erbracht wird. 
 
Vor diesem Hintergrund unterstützt der Kreistag Heinsberg die grundsätzlichen Bemühungen zur 
Erreichung von Freihandelsabkommen, solange dabei die Grundsätze der Transparenz und 
Beteiligung, die Unabhängigkeit deutscher und europäischer Gerichte und der kommunalen 
Daseinsvorsorge eingehalten werden und solange dadurch weder deutsche und europäische Sozial-, 
Gesundheits-, Verbraucherschutz- noch Umweltstandards unterlaufen werden. 
Mit diesem Ziel unterstützt der Kreistag Heinsberg das gemeinsame Positionspapier des Deutschen 
Städtetages, des Deutschen Landkreistages, des Deutschen Städte- und Gemeindebundes und des 
Verbandes Kommunaler Unternehmen und fordert gegenüber der Landes- und Bundesregierung 
gemäß des o.g. Papiers folgende Punkte ein: 
 
I.Die Kommunale Daseinsvorsorge soll von den Marktzugangsverpflichtungen in TTIP und allen 
weiteren Freihandelsabkommen ausgeschlossen werden. 
 
II. Der politische Gestaltungswille soll in Fragen des öffentlichen Beschaffungswesens nicht stärker 
eingeschränkt werden als es nationale Regelungen und das europäische Vergaberecht bereits heute 
vorsehen. 



 
III. Auf spezielle Investorenschutzregelungen und internationale Schiedsgerichte soll gänzlich 
verzichtet werden. Anwendung finden soll ausschließlich der demokratisch legitimierte Rechtsschutz 
nationaler Gerichte. 
 
IV. Der Abbau von Handelshemmnissen soll nicht zu Lasten von europäischen Sozial-, Gesundheits-, 
Verbraucherschutz- und Umweltstandards erfolgen. 
 
V. Die Transparenz und Beteiligung soll verbessert werden, u.a. in dem Vertreter der kommunalen 
Ebene neben dem TTIP-Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums unmittelbar in die Beratergruppen 
der EU-Kommission integriert werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

      
Maria Meurer       Sofia Tillmanns 

Fraktionsvorsitzende      Fraktionsgeschäftsführerin/ 
        Kreistagsabgeordnete 


